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Teppichreinigung
Ein sauberer Teppich schafft Wohnqualität
p Sprühextrahieren
p Schamponieren
p Garn-Pad-Reinigung
p Trockenpulver-Reinigung

Buntag AG – Ihr Spezialist in Sachen 
Teppichreinigung!
Teppichreinigung vom Profi!
Zeigen Sie sich von Ihrer besten Seite!

Telefon +423 373 13 85
E-Mail: buntag@adon.li

Buntag AG
Fuhraweg 12
FL-9491 Ruggell

Dubioses Schreiben
Dieser Tage ist bei Liechtenstei-
ner Firmen und Organisationen
wieder ein dubioses Fax-Schrei-
ben im Umlauf, das zu einem
Eintrag in ein sinnloses Gewer-
beverzeichnis auffordert – für
95 Franken pro Monat.

Schaan. – Das Fax-Schreiben macht
auf den ersten Blick einen relativ amt-
lichen und harmlosen Eindruck. Als
Absender wird die Gewerbeauskunft-
Zentrale in Zürich angegeben. Der
Empfänger wird aufgefordert, seine
Kontaktdaten zu prüfen und innert
kurzer Frist zurückzusenden. Von ei-
ner unterschriebenen Rücksendung
kann aber nur abgeraten werden: Der
sinnlose und unkündbare Eintrag kos-
tet 95 Franken pro Monat oder 2280
Franken in zwei Jahren. (ga)

Fordert zur Überprüfung der Kontakt-
daten auf: Täuschungsschreiben der
Gewerbeauskunft-Zentrale.         Bild pd

REGION

Zu fünf Jahren Haft
verurteilt 
Feldkirch. – Ein 38-jähriger Vorarlber-
ger ist gestern vom Landesgericht
Feldkirch wegen Vergewaltigung und
fortgesetzter Gewaltausübung zu ei-
ner Haftstrafe von fünf Jahren verur-
teilt worden. Er soll sich brutal an sei-
ner Lebensgefährtin vergangen ha-
ben. In der Beziehung des Angeklag-
ten mit der Frau kam es immer wieder
zu Gewalttätigkeiten. Der Angestellte
soll seine Freundin gewürgt, getreten,
geschlagen und an den Haaren geris-
sen haben. Nach den Würgeattacken
hatte die Frau nach eigener Aussage
mehrere Wochen Halsschmerzen,
nach den Schlägen gegen die Rippen
konnte sie nur schwer atmen und sich
kaum bewegen. Im Dezember 2010
soll es dann zur Vergewaltigung ge-
kommen sein. (sda)

Weniger Machtpolitik ist gefragt
Für die Gemeinderatswahlen
wurden über 700 Personen ver-
geblich für eine Kandidatur an-
gefragt. Erschreckend viele. Ei-
ne Umfrage, welche die Gleich-
stellungskommission in Auftrag
gab, zeigt nun auf, warum so
viele Personen nicht kandidie-
ren wollen.

Von Janine Köpfli

Vaduz. – Seit Jahren versuchen die
Parteien, mehr Frauen auf ihre Wahl-
listen zu bringen. Sie jammern, wie
schwierig es sei, nicht nur Frauen, son-
dern zunehmend auch Männer zu fin-
den, die sich fürs Gemeindewohl ein-
setzen und die Gemeinde mitgestal-
ten wollen. Die Kommission für die
Gleichstellung von Frau und Mann
wollte die Ursachen für diese generel-
le politische Zurückhaltung wissen
und erteilte Wilfried Marxer, For-
schungsleiter Politikwissenschaft am
Liechtenstein-Institut, den Auftrag, ei-
ne Umfrage bei allen Nicht-Kandidie-
renden der Gemeinderatswahlen
2011 durchzuführen. Neben den Per-
sonen, die eine Kandidatur ablehnten,
wurden auch die Ortsgruppenvorsit-
zenden um eine Einschätzung gebe-
ten, warum Frauen, aber auch Männer
sich ihrer Meinung nach nicht auf die
gemeindepolitische Schiene begeben
wollten.

Gestern Abend präsentierte Wil-
fried Marxer die Ergebnisse der Um-
frage und die sich daraus ergebenden
Empfehlungen. Neben einigen inte-
ressanten Resultaten überraschte vor
allem die Tatsache, dass all jene, die
die Präsentation interessieren sollte,
nämlich die Ortsgruppenvorsitzenden
der Gemeinden und die Verantwortli-
chen der Parteien, nicht anwesend wa-
ren. Ausser einigen Vertretern der
FBP, den Medienvertretern und den
Mitgliedern der Gleichstellungskom-
mission schien niemand wissen zu
wollen, was die Hauptgründe für das
Ablehnen einer Kandidatur sind und
wie die Parteien die Situation viel-
leicht bei den nächsten Gemeinde-
ratswahlen verbessern könnten, da-
mit nicht wieder 700 Personen um-
sonst angefragt werden müssen. 

Viele anderweitige Belastungen
Die Umfrage wurde schriftlich an-
hand von Fragebögen geführt. Aus ei-
nem «relativ guten» Rücklauf, wie
Wilfried Marxer sagte, konnten objek-
tive und subjektive, rationale und
emotionale Gründe für eine Nicht-
Kandidatur bei den Gemeinderats-
wahlen 2011 herausgelesen werden.
Für die anwesenden Parteivertreter
wenig verwunderlich ist die Tatsache,
dass viele der Befragten anderweitige
Belastungen nannten und beispiels-
weise wegen beruflicher und familiä-
rer Engagements nicht kandidieren
wollten und konnten. «Frauen geben

Sind den Gründen auf der Spur, warum immer weniger für den Gemeinderat kandidieren: Bernadette Kubik-Risch, Norbert
Hasler, Karin Jenny, Helen Goop, Gabi Büchel, Emerita Büchel, Günther Frick und Wilfried Marxer. Bilder Elma Korac

insgesamt mehr gewichtige Gründe
für die Nicht-Kandidatur an, die sich
teilweise deutlich von denjenigen der
Männer unterscheiden», sagte Wil-
fried Marxer. 

Machtpolitik stört die Frauen
Frauen stören sich vor allem an der
Machtpolitik. Sie gaben an, Sachpoli-
tik zu bevorzugen. Dazu kommen fa-
miliäre und berufliche Belastungen,
dass sie nicht gerne in der Öffentlich-
keit stehen oder lieber an konkreten
Projekten, beispielsweise in einem
Verein, arbeiten. 

Bei den Männern
spielt ebenfalls die
grosse berufliche Belas-
tung eine Rolle und
dass der Zeitpunkt un-
günstig gewählt ist. Sie
können sich eine Kan-
didatur eher in ein paar
Jahren vorstellen. Dass
sie von der Machtpoli-
tik abgeschreckt wer-
den, nennen die Män-
ner erst als vierten
Grund (siehe Kasten). 

Kompetent genug
Interessant ist auch die
Einschätzung der Orts-
gruppenvorsitzenden.
Sie sind beispielsweise
der Meinung, dass Frau-
en sich zu wenig kompetent fühlen
oder eine Wahlniederlage nur schwer
verdauen könnten. Diese Gründe
werden von den Frauen selbst jedoch
nicht genannt. Die Ortsgruppenvorsit-
zenden sehen dafür das Problem der
Machtpolitik kaum. «Die Kommenta-
re der Nicht-Kandidierenden verdeut-
lichen, dass der kontroverse, negati-

vistische Politikstil mit dem politi-
schen Interesse der Angefragten an ei-
ner konstruktiven Gemeinderatsar-
beit kontrastiert», erklärt Wilfried
Marxer in seinen Ausführungen. Dies
zeige sich auch bei den Empfehlun-
gen. «Die Nicht-Kandidierenden plä-
dieren sehr viel stärker für eine par-
teiübergreifende Zusammenarbeit als
die Ortsgruppenvorsitzenden. Grund-
sätzlich sind die Nicht-Kandidieren-
den offen für neue Wege der Gemein-
dearbeit, beispielsweise, dass ver-
mehrt auch Jüngere angefragt werden
oder dass mit Inseraten nach Kandida-

ten gesucht wird.
Frauen sind laut den
Umfrageergebnissen
offener für solche
Neuerungen.

Positive Aspekte 
Die Umfrage zeigt,
dass es vor allem Sig-
nale einer konstruk-
tiven und sachlichen
Politik bräuchte, so-
wie «Zeichen der Er-
neuerung und des gu-
ten Willens», sagte
Wilfried Marxer. Of-
fensichtlich sei das
Image der Politik im
Allgemeinen, auch
der Gemeindepolitik
und der Parteien,

schlecht. Dies sei ernüchternd, sagten
die gestern anwesenden Politiker,
denn sie wissen, dass gerade Gemein-
depolitik eigentlich weniger mit
Machtkämpfen zu tun habe, als das
vielleicht im Landtag der Fall sei. Es
wurden Ideen und Ansätze ausge-
tauscht, wie das falsche Bild korrigiert
werden könnte. Mehr Werbung für die

Gründe für Absage 
einer Kandidatur
Bei Frauen:
1) Zu viel Machtpolitik, zu wenig
Sachpolitik
2) Wahlkampf wäre ein Gräuel
3) Familiäre Belastungen
4) Bereits grosse berufliche Belas-
tung
5) Steht nicht gerne in der Öffent-
lichkeit
6) Nicht gerne in politischer Funk-
tion in Öffentlichkeit
7) Arbeitet lieber in konkreten Pro-
jekten, Vereinen
8) Zeitpunkt ungünstig, vielleicht
in ein paar Jahren

Bei Männern:
1) Bereits grosse berufliche Belas-
tung
2) Zeitpunkt ungünstig, vielleicht
in ein paar Jahren
3) Bereits in einem Verein oder
Projekt engagiert
4) Zu viel Machtpolitik, zu wenig
Sachpolitik

Quelle: Wilfried Marxer, Umfrage bei den
Nicht-Kandidierenden der Gemeinde-
ratswahlen 2011 – Zentrale Ergebnisse

Frauen haben mehr
negative Assoziatio-
nen zur Politik, die sie
mit Machtpolitik und
Parteienstreit in Ver-
bindung bringen.

Wilfried Marxer, Liechtenstein-
Institut, Untersuchungsleiter der
Umfrage

positiven Aspekte der Gemeinderats-
arbeit könnte beispielsweise helfen. 

Ob es in Zukunft einfacher wird,
Menschen zu finden, die sich politisch
engagieren, ist fraglich. Aufgrund der
Individualisierung der Gesellschaft
liege es einfach nicht im Trend, sagte
FBP-Parteipräsident Alexander Batli-
ner. 

Raubüberfall auf
Tankstellen-Shop

Küblis GR. – Zwei Unbekannte ha-
ben am Mittwochabend bei einem
Überfall auf einen Tankstellen-
Shop in Küblis im Prättigau mehre-
re Hundert Franken erbeutet. Eine
Angestellte wurde gefesselt, blieb
aber unverletzt. Die Angestellte
wollte gegen 21.30 Uhr im Freien
Zeitschriften entsorgen, als sie von
einem maskierten Mann gepackt
und in den Shop zurückgestossen
wurde. Der Unbekannte fesselte
sie in einem Nebenraum, wie die
Polizei am Mittwoch berichtete. In
dieser Zeit räumte der zweite Täter
die Kasse aus. Anschliessend ent-
fernten sich die Männer mit der
Beute von mehreren Hundert Fran-
ken Bargeld in unbekannte Rich-
tung. Die Angestellte wurde wenig
später von einer Kundin entdeckt
und befreit. Die Polizei hat einen
Zeugenaufruf erlassen. (sda)

Asylbewerber
verurteilt
Eggersriet SG. – Sieben Asylbewer-
ber aus dem Asylzentrum «Land-
egg» in Eggersriet AR müssen ins
Gefängnis und werden ausge-
schafft. Die Männer aus Nordafri-
ka wurden wegen Autoaufbrüchen
und Diebstählen verurteilt. Ein Tu-
nesier ist untergetaucht. Die 24- bis
33-jährigen Tunesier und Marokka-
ner wurden von der St. Galler
Staatsanwaltschaft zu unbedingten
Freiheitsstrafen verurteilt, wie die
Kantonspolizei St. Gallen gestern
mitteilte. Keiner der Verurteilten
wird in die Freiheit entlassen. Drei
vorbestrafte Männer müssen die
Freiheitsstrafen absitzen und wer-
den danach ausgeschafft. Drei
Männer sind in Ausschaffungshaft.
Ein Tunesier sei untergetaucht und
zur Verhaftung ausgeschrieben,
schreibt die Polizei. Ein Teil der Ver-
dächtigen war bereits Ende Juni bei
einer Razzia im Asylzentrum
«Landegg» in Eggersriet verhaftet
worden, weitere wurden später
festgenommen. Seit den Festnah-
men sei es in der Region zu weni-
ger Autoaufbrüchen und Diebstäh-
len gekommen, schreibt die Polizei.
Im Asylzentrum Landegg sind 125
Asylsuchende untergebracht. 85
Plätze stehen dem Kanton St. Gal-
len zu; 40 dem Kanton Appenzell
Ausserrhoden. Die «Landegg» be-
findet sich auf der Grenze zwi-
schen den Kantonen St. Gallen und
Appenzell Ausserrhoden. (sda)


